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POLITIK

LGBTI-Strategie der EU

Die Steine auf dem Weg zur 
Union der Gleichheit
Isabel Spigarelli

Die Europäische Kommission 
legte letzte Woche ihre erste 
LGBTI-Gleichstellungsstrategie 
vor. Bei der Umsetzung muss sie 
auf die Eigenverantwortung der 
Mitgliedsstaaten vertrauen.

EU-Präsidentin Ursula von der 
Leyen hatte sie im September in ihrer 
Rede zur Lage der EU versprochen, 
seit letzter Woche liegt sie auf dem 
Tisch: die erste LGBTI-Gleichstellungs-
strategie der Europäischen Union. 
„The Strategy marks the beginning 
of a new approach in the European 
Commission to LGBTI rights and equa-
lity“, lobt die International Lesbian, 
Gay, Bisexual, Trans and Intersex As-
sociation (Ilga Europe) die EU-Kom-
mission in ihrer Stellungnahme zur 
LGBTI-Gleichstellungsstrategie. Auch 
Marc Angel, der EU-Abgeordnete und 
Co-Präsident der Intergroup LGBTI des 
Europäischen Parlaments, scheint im 
Gespräch mit der woxx von der Stra-
tegie begeistert. Bei der ganzen Freu-
de darüber, dass sich auf EU-Ebene 
etwas tut, darf eine große Schwach-
stelle – die Verantwortung der Mit-
gliedsstaaten – jedoch nicht in Verges-
senheit geraten.

Bis 2025 sollen Maßnahmen in 
vier Bereichen umgesetzt werden: 
Bekämpfung von Diskriminierung, 
Gewährleistung der Sicherheit, Schutz 
von Regenbogenfamilien und Gleich-
stellung von LGBTI-Menschen welt-
weit. Auf die Frage, ob die Strategie 
stärker auf die spezifischen Probleme 
einzelner Altersgruppen – Jugendliche 

oder Senior*innen – hätte eingehen 
müssen, sagt Angel: „Die Strategie 
wurde meines Wissens nach bewusst 
allgemein gehalten, weil Homo- und 
Queerfeindlichkeit sowie Diskrimi-
nierung Probleme sind, die sich quer 
durch die Gesellschaft ziehen. Es soll 
vermieden werden, eine Problematik 
stärker hervorzuheben als andere, 
weil Homo- und Queerfeindlichkeit 
sonst auf diesen einen Bereich redu-
ziert wird. Als LGBTI Intergroup sind 
wir aber in allen Komitees vertreten 
und können gezielt Fragen zu den 
Dossiers stellen.“ Damit meint An-
gel, dass der LGBTI-Blick in allen EU-
Belangen garantiert ist, zum Beispiel 
auch wenn es um Alters- oder Asyl-
politik geht.

Richtlinien

Auf legislativer Ebene ist in der 
Strategie die Erarbeitung mehrerer eu-
ropäischer Richtlinien geplant. So soll 
nächstes Jahr die Liste der EU-Strafta-
ten um Hassdelikte und Hetze gegen 
LGBTI-Menschen erweitert werden. 
Die Kommission sieht in dem Kon-
text Finanzierungsmöglichkeiten für 
Initiativen vor, die sich gegen diese 
Gewaltformen einsetzen. Eine weitere 
geplante Richtlinie: die zur grenzüber-
schreitenden Anerkennung von quee-
ren Familien. Momentan bestehen 
Ungleichheiten zwischen den natio-
nalen Rechtsvorschriften. Die gleich-
geschlechtliche Elternschaft kann bei 
einem innereuropäischen Umzug ge-
gebenenfalls aberkannt werden. Zur 

europaweiten Anerkennung gleichge-
schlechtlicher Partnerschaften wer-
den derzeit Förderungsmaßnahmen 
geprüft. 

Die Kommission sieht des Wei-
teren Vorschriften für den Arbeits-
bereich vor: In dem Zusammenhang 
führt sie derzeit eine Bestandsaufnah-
me durch und prüft wie erfolgreich 
die seit 2000 bestehenden Richtlinien 
zur Gleichbehandlung in Beschäfti-
gung und Beruf umgesetzt werden. 
Die Rechtsvorschriften sollen vor al-
lem die Rolle von Gleichstellungsbe-
auftragten in Betrieben stärken. 

Was Konversionstherapien – The-
rapien zur vermeintlichen Heilung 
der Homosexualität – betrifft, ist man 
ebenfalls um einheitliche Reglungen 
bemüht. Das EU-Parlament befür-
wortete bereits 2018 ein Verbot. Um-
gesetzt haben es bisher Deutschland, 
einzelne Teile Spaniens und Malta. 
Die Therapien werden laut Marc An-
gel noch in fünf Mitgliedsstaaten aus-
geführt: In Frankreich, Italien, Öster-
reich, Teilen Spaniens und Polen. Der 
International Rehabilitation Council 
for Torture Victims hielt kürzlich in ei-
ner Studie zum Thema fest, dass sich 
die Regierungen weltweit in mindes-
tens 68 Staaten oder Regionen an der 
Ausführung der Therapien beteiligen. 

Unverbindlicher Fahrplan

Grundsätzlich ist die Strategie 
natürlich kein verbindlicher Geset-
zestext. Es ist zum großen Teil ein 
Fahrplan für die nächsten Jahre. „Die 

Strategie sieht keine direkten Sankti-
onen vor, weil das nicht die Art und 
Weise ist, wie die EU funktioniert“, 
erklärt Marc Angel im Interview mit 
der woxx. „Die EU hat Abkommen 
und Grundrechte, die die Mitglieds-
staaten einhalten müssen. Ansonsten 
tritt Artikel 7 zur Überprüfung von 
Vertragsverletzungen ein.“ Ein ent-
sprechendes Verfahren wurde in April 
gegen Polen eingeleitet. Unter ande-
rem wegen der Verabschiedung des 
polnischen Justizgesetzes vom 20. De-
zember 2019, das die Unabhängigkeit 
der Richter gefährdet.

In manchen Bereichen bleibt es 
also bei den Aufforderungen zur 
Selbstinitiative. Die Mitgliedsstaaten 
werden ermutigt eigene nationale 
Aktionspläne zum Schutz von LGBTI-
Menschen auszuarbeiten, wie ihn Lu-
xemburg zum Beispiel seit 2018 hat. 
Dasselbe gilt für den Bildungsbereich 
und für öffentliche Informations- 
arbeit. Die Strategie setzt hier auf 
einen Austausch von Best Practi-
ces. Darüber hinaus wird eine 
Expert*innengruppe gegründet, die 
Gender-Stereotypen im Bildungswe-
sen angehen soll. Über Richtlinien ist 
hierzu bis dato nichts bekannt.

Ein weiterer guter Ansatz, auf 
den nach jetzigem Kenntnisstand 
keine Richtlinie folgen soll: In enger 
Zusammenarbeit mit der EU Agency 
for Law Enforcement Training, dem 
Europarat, den Mitgliedsstaaten und 
der Zivilgesellschaft, entsteht eine 
Arbeitsgruppe zu queeren Weiter-
bildungen von Gesetzeshüter*innen. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_20_1655
https://www.woxx.lu/historischer-moment-fuer-queere-eu-buergerinnen/
https://www.woxx.lu/historischer-moment-fuer-queere-eu-buergerinnen/
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32000L0078:de:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32000L0078:de:HTML
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32000L0078:de:HTML
https://irct.org/uploads/media/IRCT_research_on_conversion_therapy.pdf
https://ec.europa.eu/germany/news/20200429-rechtsstaatlichkeit-polen-ungarn_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20200429-rechtsstaatlichkeit-polen-ungarn_de
https://mfamigr.gouvernement.lu/dam-assets/publications/plan-strategie/lgbti/AKP-LGBTI.pdf
https://mfamigr.gouvernement.lu/dam-assets/publications/plan-strategie/lgbti/AKP-LGBTI.pdf
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Letztere sollen lernen, LGBTI-feind-
liche Gewaltakte zu erkennen und 
aufzuzeichnen. Außerdem will die 
Kommission die Opfer stärker unter-
stützen, die Umsetzung der Victims 
Rights Directive überwachen und 
den Austausch von Best Practices 
zu LGBTI-freundlichen Anlaufstellen 
für Opfer von queerfeindlichen Ge-
waltverbrechen erleichtern. Darüber 
hinaus sollen in Polizeistationen 
„Rainbow Desks“ für homosexuelle 
und queere Opfer eingerichtet wer-
den. In der Studie „A Long Way to 
Go for LGBTI Quality II (2020)” der 
Europäischen Union für Grundrechte 
gaben allein in Luxemburg 21 Prozent 
der Opfer queerfeindlicher Gewaltde-
likte an, sich aus Angst vor weiterer 
Diskriminierung nicht an die Polizei 
gewandt zu haben.

Endgegner Mitgliedsstaaten

Nun ist es schwer zu glauben, 
dass konservative Regierungen wie 
Polen oder Ungarn den freundlichen 
Bitten zum Austausch nachkommen. 
Die polnische Regierung zeigt der EU 
selbst dann den Mittelfinger, wenn 
sie Sanktionen gegen das Land ver-
hängt. Im August entschädigte sie 
zum Beispiel die Gemeinde Tuchów, 
deren Förderantrag von der EU-Kom-
mission abgelehnt wurde. Die hatte 
im Juli sechs Förderanträge polnischer 
Gemeinden im Rahmen eines Städ-
tepartnerschaftsprogramms zurück-
gewiesen, weil diese sich zur LGBT-
freien Zone erklärt hatten. 

„Natürlich ist es problematisch, 
dass die EU bei verschiedenen The-
men, die in der Strategie angespro-
chen werden, keine Kompetenzen hat 
und deswegen keine legislativen Vor-
schläge machen kann. Es ist wichtig, 
dass die Zivilgesellschaft in dem Fall 
auf nationalem Niveau Druck macht, 
damit die Nationalstaaten sich bewe-
gen“, sagt Angel.

Doch ausgerechnet in den Län-
dern, in denen die Regierung einen 
Fußtritt verdient, scheint die Zivilbe-
völkerung gespalten. Im September 
kam es beispielsweise in der ostpol-
nischen Stadt Lublin bei einer Pride-
Parade zu heftigen Auseinanderset-
zungen zwischen queerfeindlichen 
Gegendemonstrant*innen und den 
Teilnehmer*innen. Mehrere Menschen 
wurden verletzt. Der Eurobarometer 
493 zur Diskriminierung von LGBTI-
Menschen hält außerdem fest: Nur 
49 Prozent der befragten polnischen 
Bürger*innen sind damit einverstan-
den, dass LGBTI- und heterosexuelle 
Menschen dieselben Rechte haben. In 
Ungarn, wo erst im Mai ein trans- und 
intersexfeindliches Gesetz zum Verbot 
von Personenstandänderungen verab-
schiedet wurde, stimmen sogar ledig-
lich 48 Prozent der Befragten dieser 
Aussage zu. 

Handelt es sich dabei um Einzel-
fälle, die nicht ins Gewicht fallen? 
Tatsächlich ist die allgemeine Ak-
zeptanz homosexueller Paare in der 
EU gestiegen (2015: 67 Prozent, 2019: 
72 Prozent). Allerdings dokumen-
tiert der diesjährige Index von Ilga-

Europe, dass sich die Grundsituation 
von LGBTI-Menschen im Vergleich 
zum Vorjahr in 49 Prozent der Mit-
gliedsstaaten nicht verbessert hat, 
sondern sich tendenziell sogar eher 
verschlechtert – beispielsweise in Un-
garn. Michael O’Flaherty, Direktor der 
Europäischen Union für Grundrechte, 
bedauerte in einer Videobotschaft zur 
Veröffentlichung der Studie „A Long 
Way to Go for LGBTI Quality II” eben-
falls, dass es europaweit zwischen 
2012 und 2020 keinen erheblichen 
Fortschritt in Sachen LGBTI-Rechte ge-
geben habe. Kommt die EU-Strategie 
zur Gleichheit von LGBTI-Menschen 
demnach etwas spät?

Nein, findet Marc Angel: „Die 
Strategie kommt gerade recht. LGBTI-
Menschen sind zur neuen Zielscheibe 
rechter Bewegungen geworden. Es 
gibt Rückschläge in vielen Mitglieds-
staaten, wie Ungarn und Polen. Die 
Strategie der EU macht jetzt deutlich, 
dass sie sich das nicht gefallen lässt. 
Wäre die Strategie früher veröffent-
licht worden, hätte das breite Publi-

kum vielleicht kein Bewusstsein für 
die Problematik aufbringen können. 
Jetzt ist sie besonders aktuell. So eine 
Strategie schreibt sich ja auch nicht 
von heute auf morgen – sie reagiert 
auf erste Anzeichen aus dem Jahr 
2015.“ 

Dass sich eine Strategie nicht von 
heute auf morgen umsetzen lässt, ist 
klar. Allerdings scheint es wichtig, 
den besagten Moment zu nutzen, um 
weitere Rückschläge in der EU zu ver-
meiden oder ihnen durch Informa-
tionsarbeit entgegenzuwirken  – und 
dafür braucht es eben den Zusam-
menhalt der Mitgliedsstaaten, mit 
dem der Erfolg dieser wichtigen Stra-
tegie steht und fällt.

Faden für Faden zu einer 

Union der Gleichheit:  

Die EU hat zwar jetzt eine 

LGBTI-Gleichstellungs- 

strategie, doch es liegt an 

den Mitgliedsstaaten sie 

umzusetzen. 
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https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2020-lgbti-equality_en.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2020-lgbti-equality_en.pdf
https://www.woxx.lu/polen-und-eu-rechte-rien-a-foutre/
https://www.woxx.lu/polen-und-eu-rechte-rien-a-foutre/
https://www.woxx.lu/polen-und-eu-rechte-rien-a-foutre/
https://www.woxx.lu/polen-ausschreitungen-bei-pride/
https://www.woxx.lu/polen-ausschreitungen-bei-pride/
https://www.woxx.lu/polen-ausschreitungen-bei-pride/
https://www.woxx.lu/polen-ausschreitungen-bei-pride/
https://www.woxx.lu/angriff-auf-die-rechte-von-trans-und-intersex-menschen-in-ungarn/
https://www.woxx.lu/angriff-auf-die-rechte-von-trans-und-intersex-menschen-in-ungarn/
https://www.woxx.lu/angriff-auf-die-rechte-von-trans-und-intersex-menschen-in-ungarn/
https://www.ilga-europe.org/resources/news/latest-news/rainbow-map-2020-points-make-or-break-moment-lgbti-rights-europe
https://www.ilga-europe.org/resources/news/latest-news/rainbow-map-2020-points-make-or-break-moment-lgbti-rights-europe

